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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen reichseigenen 
Film Vermögens 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 73. Sitzung am 23. November 1951 
zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge des 
Bundesrates keine Einwendungen. 

Die Alliierte Hohe Kommission hat den Gesetzentwurf, der ihr 
gemäß Direktive Nr. 4 zum revidierten Besatzungsstatut vorgelegt 
worden ist, grundsätzlich gebilligt. Sie hat jedoch vorgeschlagen, 
bei Verkündung des Gesetzes Maßnahmen zur Beibehaltung des 
Inhalts des Artikels 6 des Gesetzes Nr. 32 zu treffen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abwicklung und Entflechtung des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 


Überführung des ehemaligen reichseigenen 
Filmvermögens in private Hand 


Um eine übermäßige Zusammenballung 
wirtschaftlicher Macht in der Filmwirtschaft 
zu vermeiden und eine gesunde, vom Staate 
unabhängige und auf demokratischen Grund- 
sätzen beruhende Filmwirtschaft in der Bun- 
desrepublik zu schaffen, sind Gesellschaften 
der Filmwirtschaft, an denen das Reich un- 
mittelbar oder mittelbar beteiligt war, Ver- 
mögenswerte solcher Gesellschaften und Ver- 
mögenswerte der Filmwirtschaft, die im Eigen- 
tum des Reiches gestanden haben, nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes innerhalb eines 
Jahres in private Hand zu überführen. 


§ 2 


Auflösung von Gesellschaften 


(1) Die Cautio-Treuhandgesellschaft mit be- 
schränkter Haftung und die Ufa-Filmgesell- 
schaft mit beschränkter Haftung (Ufi) sind 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf- 
gelöst. 

(2) Die übrigen unter § 1 fallenden Gesell- 
schaften sind durch die zuständigen Gesell- 
schaftsorgane aufzulösen. Mit Zustimmung des 
Beirats (§ 5) können Gesellschaften von der 
Auflösung absehen, wenn der mit dem Gesetz 
angestrebte Zweck durch Veräußerung von 
Anteils rechten oder Vermögensteilen erreicht 
werden kann. Die Zustimmung kann bis zur 
Veräußerung der Anteilsrechte widerrufen 
werden, wenn der Zweck des Gesetzes es er- 
fordert. 


§ 3 

Abwicklung 

Für die Abwicklung (Liquidation) der unter 
dieses Gesetz fallenden Gesellschaften gelten 


die allgemeinen Vorschriften des deutschen 
Rechts, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt. 

§ 4 

Stellung und Aufgabe der Abwickler 

(1) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stellt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft die Abwickler (Liqui- 
datoren) der unter dieses Gesetz fallenden Ge- 
sellschaften. Die Abwickler haben die Auf- 
lösung der Gesellschaften und ihre Bestellung 
zu Abwicklern unter Beifügung einer be- 
glaubigten Abschrift ihrer Bestellungsurkunde 
zur Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden. 

(2) Der Abwickler der Ufa-Filmgesellschaft 
mit beschränkter Haftung (Ufi) hat auch die- 
jenigen unter dieses Gesetz fallenden Ver- 
mögenswerte der Filmwirtschaft zu ver- 
walten und zu verwerten, die im unmittel- 
baren Eigentum des Reiches oder solcher Ge- 
sellschaften gestanden haben, die im Gebiet 
der Bundesrepublik oder Westberlins weder 
durch ihre gesetzlichen Organe noch durch Ab- 
wickler ordnungsgemäß vertreten sind. 

§ 5 

Beirat 

(1) Es wird ein Beirat gebildet, dem je ein 
Vertreter der Bundesminister der Finanzen, 
für Wirtschaft, des Innern und für Vertrie- 
bene, je ein Vertreter der Länderregierungen 
von Bayern, Hessen und Nordrhein-West- 
falen sowie — mit beratender Stimme — drei 
Vertreter der Filmwirtschaft, ein Vertreter 
der Stadt Berlin und ein Vertreter der Ge- 
werkschaften angehören. Die Vertreter der 
Filmwirtschaft und der Gewerkschaften er- 
nennt der Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen. 

(2) Der Beirat faßt seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit. Er ist beschlußfähig bei An- 
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Wesenheit von mindestens fünf seiner stimm- 
berechtigten Mitglieder. Der Vertreter des 
Bundesministers der Finanzen führt den Vor- 
sitz, bei Stimmengleichheit entscheidet seine 
Stimme. Im übrigen regelt der Beirat seine 
Geschäftsordnung selbst. 

§ 6 

Aufgaben des Beirats 

(1) Der Beirat überwacht die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und seiner 
Richtlinien und Weisungen durch die Ab- 
wickler. 

(2) Der Beirat übt die nach Gesetz und 
Satzung der Hauptversammlung, der Gesell- 
schafterversammlung, dem Aufsichtsrat oder 
sonstigen gesellschaftsrechtlichen Aufsichts- 
organen der aufgelösten Gesellschaften zu- 
stehenden Rechte aus. 

(3) Der Beirat stellt die Richtlinien auf, nach 
denen die Abwickler die Abwicklung, Ver- 
waltung und Verwertung durchzuführen 
haben. Filmateliers (§ 9 Absatz 4) sind wäh- 
rend der Abwicklung unabhängig von anderen 
Filmateliers zu betreiben. 

(4) Der Beirat kann den Abwicklern auch 
füi einzelne Abwicklungsgeschäfte Weisungen 
erteilen und die Abwickler für einzelne Ab- 
wicklungsgeschäfte von dem Verbot der Dop- 
pelvertretung nach § 181 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches befreien. Der Beirat kann ferner 
anordnen, daß Rechte an Filmen von beson- 
derem kulturhistorischem oder staatspoliti- 
tischemWert entgeltlich oder unentgeltlich auf 
Bund oder Länder übertragen werden. Eine 
unentgeltliche Übertragung von Filmen, die 
einer aufgelösten Gesellschaft gehören, ist nur 
zulässig, wenn sichergestellt ist, daß Gläubi- 
ger der Gesellschaft nicht geschädigt werden. 

(3) Der Beirat kann den nach § 2 Absatz 2 
Satz 2 nicht aufgelösten Gesellschaften für die 
Veräußerung von Vermögensteilen Weisungen 
erteilen. 

(6) Der Beirat setzt die Vergütung der Ab- 
wickler fest und teilt diejenigen Kosten der 
Abwicklung auf, die nicht den einzelnen Ge- 
sellschaften zur Last fallen. 

§ 7 

Durchführung der Verwertung 

(1) Der Abwickler soll die Vermögensgegen- 
stände grundsätzlich durch Verkauf an den 
Meistbietenden im Wege der öffentlichen Ver- 


steigerung verwerten. Gegenstand, Ort und 
Zeit der Versteigerung sind mindestens zwei 
Monate vor dem Versteigerungstermin im 
Bundesanzeiger sowie in geeigneten Tages- 
zeitungen und Fachzeitschriften bekanntzu- 
machen. 

(2) Wer an einer Versteigerung als Bieter 
teilnehmen will, muß dies mindestens sechs 
Wochen vor dem Versteigerungstermin dem 
Abwickler anzeigen und eine schriftliche Er- 
klärung abgeben, daß er nicht zu dem in § 8 
genannten Personenkreis gehört und für eigene 
Rechnung und nicht im Aufträge eines Dritten 
handelt. 

(3) Über die Zulassung zur Versteigerung 
entscheidet der Beirat. Die Zulassung ist zu 
versagen, wenn die Erklärung nach Absatz 2 
nicht oder nicht wahrheitsgemäß abgegeben 
wird. Im übrigen darf sie nur versagt werden, 
soweit anzunehmen ist, daß ein Erwerb durch 
den Bieter den Zweck des Gesetzes erheblich 
gefährden würde. Der Beirat muß dem Bieter 
die Entscheidung spätestens zwei Wochen vor 
dem Versteigerungstermin mitteilen. 

(4) Der Abwickler soll den Versteigerer 
anweisen, den Zuschlag zu versagen, wenn das 
Meistgebot in einem offensichtlichen Mißver- 
hältnis zu dem Werte des zu versteigernden 
Gegenstandes steht. In diesem Falle soll der 
Abwickler nach drei Monaten eine neue Ver- 
steigerung vornehmen lassen. Wird auch hier 
kein genügendes Meistgebot abgegeben, so kann 
der Abwickler den Gegenstand freihändig ver- 
kaufen. 

(5) Der Beirat kann die Verwertung im 
Wege des freihändigen Verkaufs anordnen, 
wenn eine öffentliche Versteigerung nicht 
tunlich erscheint. Wer diesem Gesetz unter- 
liegende Vermögenswerte freihändig kaufen 
will, muß dem Abwickler schriftlich erklären, 
daß er nicht zu dem in § 8 genannten Per- 
sonenkreis gehört und für eigene Rechnung 
und nicht im Aufträge eines Dritten handelt. 

(6) Bei freihändigem Verkauf soll der Ab- 
wickler die berechtigten Interessen der Hei- 
matvertriebenen und Flüchtlinge angemessen 
berücksichtigen. 

§ 8 

Erwerbsverbote 

Weder im Wege der öffentlichen Versteige- 
rung noch des freihändigen Verkaufs dürfen 
diesem Gesetz unterliegende Vermögenswerte 
erworben werden von 

a) Bund, Ländern und sonstigen Gebiets- 
körperschaften sowie ihren Beamten, un- 
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beschadet der Vorschrift des § 6 Absatz 4 
Satz 2; 

b) politischen Parteien; 

c) Personen, die auf Grund der Vorschriften 
über die Befreiung von Nationalsozialis- 
mus und Militarismus in dem Erwerb von 
Vermögen beschränkt sind; 

d) juristischen Personen und Personenvereini- 
gungen, an denen Personen, die unter a) 
bis c) fallen, nach Kapital oder Stimmrecht 
mit mehr als 25 vom Hundert unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt sind. 


§ 9 


Erwerbsbeschränkungen 


(1) Niemand darf bei einer Veräußerung 
auf Grund dieses Gesetzes mehr als ein Film- 
atelier oder drei Lichtspieltheater erwerben. 

(2) Personen, die nicht die deutsche Staats- 
angehörigkeit besitzen, sowie juristische Per- 
sonen und Personen Vereinigungen, die ihren 
Sitz außerhalb der Bundesrepublik und West- 
berlins haben, dürfen bei Veräußerungen auf 
Grund dieses Gesetzes nicht mehr als einen 
Anteil von 25 vom Hundert eines Filmateliers 
erwerben. Das gleiche gilt für andere Per- 
sonenvereinigungen und juristische Personen, 
an denen zu mehr als 25 vom Hundert ihres 
Kapitals oder ihrer Stimmredite Personen 
mittelbar oder unmittelbar beteiligt sind, die 
zu. dem im Satz 1 bezeichneten Personenkreis 
gehören. 

(3) Wer bei einer Veräußerung auf Grund 
dieses Gesetzes ein Recht an den ehemals der 
Bavaria-Filmkunst Gesellschaft mit beschränk- 
te! Haftung gehörigen Filmateliers erwirbt, 
hat alle ihm etwa zustehenden Eigentums- 
oder Anteilsrechte an einem anderen Film- 
atelier in Deutsdiland innerhalb von zwei 
Monaten nach dem Erwerb zu veräußern, falls 
nicht der Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen eine längere Frist zuläßt. 

(4) Filmatelier im Sinne dieses Gesetzes sind 
Räume, welche die Herstellung oder Syn- 
chronisation von Filmen ermöglichen und hier- 
zu dienen oder zu dienen bestimmt sind. 


§ 10 

Erwerb 


§ 11 


Nichtigkeit und Weiterveräußerung 


(1) Rechtsgeschäfte, die gegen die §§ 8, 9 
Absätze 1 und 2 verstoßen, sind nichtig, und zwar 
auch, wenn der Erwerber vom Beirat als Bie- 
te; zugelassen worden war. 

(2) Die in den §§ 8, 9 enthaltenen Verbote 
und Beschränkungen gelten auch bei Weiter- 
veräußerung der erworbenen Gegenstände. 

(3) Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
zugunsten derjenigen, die Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden An- 
wendung. 

§ 12 

Besondere Vorschriften 


Die Vorschriften der auf Grund des Ge- 
setzes Nr. 56 der amerikanischen Militär- 
regierung erlassenen Anordnung Nr. 1, der 
auf Grund der Verordnung Nr. 78 der briti- 
schen Militärregierung erlassenen Verfügung 
Nr. 1 und der auf Grund der Verordnung 
Nr. 96 des französischen Oberbefehlshabers 
in Deutschland erlassenen Verfügung Nr. 134 
sowie hierzu etwa ergehende weitere Vor- 
schriften bleiben unberührt. 


§ 13 

Gläubiger-Aufruf 

(1) Die Abwickler haben unter Hinweis auf 
dieses Gesetz die Gläubiger der aufgelösten 
Gesellschaften aufzufordern, ihre Ansprikhe 
innerhalb eines Jahres anzumelden. Die Auf- 
forderung ist in Abständen von je einem Mo- 
nat dreimal im Bundesanzeiger und in geeig- 
neten Tageszeitungen und Fachzeitsdiriften 
bekanntzumachen. 

(2) Die Abwickler haben das Vermögen der 
aufgelösten Gesellschaften zu verwerten, ohne 
das Ergebnis des Gläubigeraufrufs abzu- 
warten, 

(3) Bestreitet der Abwickler Ansprüche, die 
nach Absatz 1 angemeldet oder ihm bekannt 
sind, so ist der Gläubiger mit diesen An- 
sprüchen ausgeschlossen, wenn er sie nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach Eingang 
der Erklärung des Abwicklers gerichtlich gel- 
tend macht. 

§ 14 

Aufschub von Leistungen 


Erwerb im Sinne dieses Gesetzes ist auch 
der Erwerb durch Beauftragte, die im eigenen 
Namen handeln. 


(1) Aufgelöste Gesellschaften können wegen 
eines Anspruchs, der vor dem 9. Mai 1945 
entstanden ist, innerhalb eines Jahres seit der 
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dritten Bekanntmachung des Gläubiger-Auf- 
rufs (§13 Absatz 1 Satz 2) nicht in Anspruch 
genommen werden. Das gleiche gilt für Ge- 
sellschaften, bei denen von der Auflösung nach 
§ 2 Absatz 2 Satz 2 abgesehen worden ist, 
jedoch beginnt bei ihnen die Frist von einem 
Jahr mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu 
laufen. Anhängige Zwangsvollstreckungen 
sind einstweilen einzustellen. 

(2) Ansprüche, die nach dem 8. Mai 1945 
entstanden sind, sind aus den diesem Gesetz 
unterliegenden Vermögenswerten nur insoweit 
zu befriedigen, als die Ansprüche aus Rechts- 
geschäften, Rechtshandlungen oder unerlaub- 
ten Handlungen eines im Gebiet der Bundes- 
republik bestellten Treuhänders herrühren, 
oder als im Gebiet der Bundesrepublik eine 
ungerechtfertigte Bereicherung in Bezug auf 
diesem Gesetz unterliegende Vermögenswerte 
entstanden ist. 

§ 15 

Verteilung des verbleibenden 
Abwicklungserlöses 

Der nach der Berichtigung der Schulden 
verbleibende Abwicklungserlös der aufge- 
lösten Gesellschaften ist, soweit er nicht auf 
Beteiligungsrechte anderer Gesellschaften als 
des Reiches entfällt, an den Bund abzuführen. 
Der nach der Abwicklung der Ufatreu-Gefolg- 
schaftshilfe Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung verbleibende Erlös ist für wohltätige 
Zwecke, besonders zur Unterstützung bedürf- 
tiger gegenwärtiger und früherer Arbeit- 
nehmer der auf Grund dieses Gesetzes auf- 
gelösten Gesellschaften sowie von bedürftigen 
Hinterbliebenen solcher Arbeitnehmer zu ver- 
wenden. 

§ 16 

Rückerstattungsgesetze 

Die Vorschriften über die Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände an Opfer 
der nationalsozialistischen Unterdrückungs- 
maßnahmen bleiben unberührt. 

§ 17 

Gültigkeit früherer rechtsgeschäftlicher 
Verfügungen 

Rechtsgeschäftliche Verfügungen, die bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund 
der bisher geltenden Vorschriften rechtswirk- 
sam getroffen worden sind, bleiben unberührt. 


§ 18 

Strafbestimmung 

(1) Mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Deut- 
sche Mark kann belegt werden, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. die in § 7 Absatz 2 vorgeschriebene Er- 
klärung nicht wahrheitsgemäß abgibt, 

2 entgegen dem Verbot des § 8 die diesem 
Gesetz unterliegenden Vermögenswerte er- 
wirbt, 

3. gegen die in § 9 Absätze 1 und 2 vorge- 
sehenen Erwerbsbeschränkungen verstößt. 

(2) §§ 22 Absatz 2 Satz 2, 27, 28, 29, 30 
bis 32 des Gesetzes zur Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts vom 26. Juli 1949 
(WiGBl. S. 193) in der Fassung des Gesetzes 
vom 29. März 1950 (Bundesgesetzbl. S. 78) 
gelten entsprechend. 

(3) Für das Verfahren gelten die §§ 55 
Absatz 1, 57, 66 bis 101 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes entsprechend. Die Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 99 des Wirtschafts- 
strafgesetzes wird vom Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen bestimmt. Die nach § 94 
des Wirtschaftsstrafgesetzes der Obersten 
Landesbehörde zustehenden Befugnisse stehen 
dem Bundesminister für Wirtschaft zu. 

§ 19 

Mithaftung von Vertretenen 

(1) Wenn gesetzliche Vertreter oder Bevoll- 
mächtigte des Bundes, der Länder sowie son- 
stiger Gebietskörperschaften, einer juristischen 
Person oder einer Personen Vereinigung in 
Ausübung ihrer Obliegenheiten gegen § 18 
verstoßen, so haften neben ihnen die Vertre- 
tenen als Gesamtschuldner für Geldbußen, die 
diese Personen verwirken, sowie für Ver- 
fahrens- oder Vollstreckungskosten, die ihnen 
auferlegt werden. 

(2) Die Haftung tritt nicht ein, wenn der 
Schuldige stirbt, bevor der Bußgeldbescheid 
ihm gegenüber rechtskräftig geworden ist. 

§ 20 

Durchführungs Vorschriften 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und dem Bundes- 
minister des Innern Rechtsverordnungen zu 
erlassen über: 
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a) die Grundsätze, nach denen von einer 
Auflösung von Gesellschaften abgesehen 
werden kann (§ 2 Absatz 2 Satz 2); 

b) die Auswahl der Abwickler (§ 4 Absatz 1); 

c) die Grundsätze, aus denen sich ergibt, 
wann das Meistgebot in einem offensicht- 
lichen Mißverhältnis zu dem Wert des zu 
versteigernden Gegenstandes steht (§ 7 
Absatz 4); 

d) die Grundsätze, nach denen ein freihändi- 
ger Verkauf von Vermögenswerten ange- 
ordnet werden darf (§ 7 Absatz 5); 

e) die Grundsätze, nach denen zu sichern ist, 
daß ein Erwerber von Rechten an ehemals 


der Bavaria-Filmkunst Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung gehörigen Filmateliers 
ihm zustehende Eigentums- oder Anteils- 
rechte an einem anderen Filmatelier in 
Deutschland veräußert (§ 9 Absatz 3); 

f) die Verteilung des nach der Abwicklung 
verbleibenden Vermögens der Ufatreu- 
Gefolgschaftshilfe Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung (§15 Satz 2). 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Die nationalsozialistische Regierung hatte zur 
Durchsetzung ihrer propagandistischen Ziele 
dir Zusammenfassung der Filmwirtschaft in 
der Hand des Reiches erstrebt. Zu diesem 
Zwecke hatte sie Dachgesellschaften, und zwar 
die. Cautio-Treuhand GmbH, und die Ufa- 
Film GmbH. (Ufi) errichtet und das in den 
Händen der privaten Wirtschaft befindliche 
Film vermögen auf diese Dachgesellschaften 
überführt. 

Um in der Bundesrepublik eine übermäßige 
Konzentration wirtschaftlicher Macht zu ver- 
meiden und eine vom Staat unabhängige, auf 
demokratischen Grundsätzen beruhende Film- 
wirtschaft zu schaffen, ist eine gesetzliche Re- 
gelung notwendig, die es ermöglicht, Ver- 
mögenswerte der Filmwirtschaft, an denen das 
Reich beteiligt war, in private Hand zurück- 
zuführen. Die Alliierte Hohe Kommission 
hatte zu diesem Zweck das Gesetz Nr. 32 zur 
Verfügung über ehemaliges reichseigenes Film- 
vermögen erlassen, das im Amtsblatt der Alli- 
ierten Hohen Kommission 1950, Seite 498, 
verkündet worden und am 6. August 1950 in 
Kraft getreten ist. Die Alliierte Hohe Kom- 
mission hat jedoch der Bundesregierung mit- 
geteilt, daß sie in Erwägung ziehen werde, die 
Verantwortlichkeit für die Abschließung des 
Dezentralisicrungs- und Abwicklungspro- 
gramms in der Filmwirtschaft der Bundes- 
regierung zu übertragen, wenn diese ein hier- 
für annehmbares Gesetz erlasse. Der vor- 


liegende Entwurf will dieses Gesetz schaffen. 
Die Bundesregierung hält cs für erforderlich, 
das reichseigenc Film vermögen nach den Vor- 
schriften des deutschen Rechts schleunigst ab- 
zuwickeln, um die Vermögenswerte im Rah- 
men der deutschen privaten Filmwirtschaft 
sobald als möglich nutzbar zu machen und da- 
durch den Schwebezustand zu beenden, in dem 
sich die Betriebe des früher vom Reich kon- 
trollierten Filmvermögens, ihre Arbeitnehmer 
sowie die Gläubiger der Gesellschaften noch 
immer befinden. Zu diesem Zweck sollen die 
oben genannten Dachgesellschaften (Cautio 
und Ufi) kraft Gesetzes, die übrigen Gesell- 
schaften grundsätzlich durch die zuständigen 
Gesellschaftsorgane aufgelöst werden (§ 2). 
Für die aufgelösten Gesellschaften sollen nach 
§ 4 Abwickler bestellt werden. Die Abwick- 
lung, Verwaltung und Verwertung des Film- 
vermögens soll sich nach deutschem Recht und 
nach besonderen Richtlinien vollziehen, die 
der in § 5 vorgesehene Beirat auf zustellen hat. 
Der Beirat soll aus Vertretern der Bundes- 
regierung, der hauptsächlich beteiligten Län- 
der Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen, 
der Filmwirtschaft und der Gewerkschaften 
bestehen. Seine Zusammensetzung entspricht 
im wesentlichen derjenigen des bereits be- 
stehenden Deutschen Beratenden Ausschusses 
für die Reorganisation der Filmwirtschaft, so 
daß die Tätigkeit dieses Ausschusses nach In- 
krafttreten des Gesetzes in diejenige des künf- 
tigen Beirates übergelcitet werden kann. 
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Der Beirat soll nach § 6 die Tätigkeit der Ab- 
wickler überwachen und ihnen auch in Einzel- 
fällen Weisungen erteilen können. Er wird 
darauf zu achten haben, daß die Abwicklung 
unbeeinflußt von Interessen einzelner zum 
Besten des Bundes und der Länder sowie der 
rilmwirtschaft und der in ihr tätigen Per- 
sonen durchgeführt wird. Der Beirat wird 
auch dafür zu sorgen haben, daß Film- 
manuskripte, Negative und Abzüge, die Mit- 
tel nationalsozialistischer oder militaristischer 
Propaganda darstellen, nicht wieder in die 
Öffentlichkeit gelangen. 

Um auch für die Zukunft unerwünschte 
staatliche oder politische Einflüsse auszu- 
schließen, läßt der Entwurf nicht zu, daß der 
Bund, die Länder, andere Gebietskörperschaf- 
ten oder politische Parteien Filmvermögens- 
werte erwerben (§ 8). Die im § 9 enthaltenen 
Erwerbsbeschränkungen sollen einer über- 
mäßigen Zusammenballung von wirtschaft- 
licher Macht sowie einer Überfremdung der 
deutschen Filmwirtschaft entgegenwirken. 

Der nach Durchführung des Gläubigeraufrufs 
und Befriedigung oder Sicherstellung der 
Gläubiger verbleibende Abwicklungserlös soll, 
soweit er nicht auf Beteiligungsrechte anderer 
Gesellschafter als des Reichs entfällt, grund- 
sätzlich an den Bund abgeführt werden (§ 15). 
Ein besonderes Verbot, die Bezeichnungen Ufa 
oder Ufi zu verwenden (so Artikel 8 Absatz 2 
des Gesetzes Nr. 32), erscheint bedenklich, 
weil die Benutzung dieser Bezeichnungen 
durch Dritte ohnehin nach Erloschen der ab- 
zuwickelnden Gesellschaften durch § 3 des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
untersagt ist. Die Aufnahme einer besonderen 
Verbotsbestimmung könnte zu einer veränder- 
ten Praxis bei der Anwendung des § 3 des ge- 
nannten Gesetzes führen, die für die übrigen 
Zweige der Wirtschaft sehr nachteilig sein 
würde. 

II. Im einzelnen 

§ 1 

ordnet die Überführung des ehemaligen reichs- 
eigenen Filmvermögens in private Hand an. 
Diese Anordnung entspricht dem Hauptzweck 
der Entflechtung des ehemaligen reichseigenen 
Filmvermögens, eine gesunde, in privaten 
Händen befindliche und auf demokratischen 
Grundsätzen beruhende Filmwirtschaft in der 
Bundesrepublik zu schaffen. Das ehemalige 
reichseigene Filmvermögen ist überwiegend in 


Gesellschaften zusammengefaßt, an denen das 
Reich unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
war; daneben gibt es aber auch Vermögens- 
werte der Filmwirtschaft, die unmittelbar dem 
Reich gehört haben, wie z. B. Wehrmachtfilm- 
vermögen u. ä. 

Alle diese Werte — soweit sie sich im Gebiet 
der Bundesrepublik befinden — sollen durch 
§ 1 erfaßt werden. 

§2 Absatz 1 

ordnet die Auflösung der beiden großen Dach- 
gesellschaften Cautio-Treuhand GmbH, und 
Ufa-Film GmbH. (Ufi) mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes an. In diesen beiden Gesellschaf- 
ten sind die Beteiligungen des Reichs an der 
Filmwirtschaft zusammengefaßt. Die Auf- 
rechterhaltung dieser beiden Gesellschaften 
und ihre Steuerung durch den Staat ist mit 
dem in § 1 ausgedrückten Ziel des Gesetzes 
und der Erhaltung des Wettbewerbs in der 
Filmwirtschaft nicht vereinbar. 

Absatz 2 

Bei allen übrigen der Entflechtung unter- 
liegenden Gesellschaften soll die Auflösung 
grundsätzlich durch die zuständigen Gesell- 
schaftsorgane beschlossen werden. Dies be- 
reitet praktisch keinerlei Schwierigkeiten, da 
diese Gesellschaften sämtlich von den nach 
§ 1 kraft Gesetzes aufgelösten Dachgesell- 
schaften beherrscht werden, so daß die für die 
Dachgesellschaften bestellten Abwickler die 
erforderlichen Beschlüsse bei den beherrschten 
Gesellschaften alsbald fassen können. Satz 2 
schafft die Möglichkeit, die erstrebte Über- 
führung in private Hand ausnahmsweise durch 
unmittelbare Veräußerung von Anteilsrechten 
oder Vermögensteilen herbeizuführen. Auf 
diese Weise können wettbewerbsfähige klei- 
nere und mittlere Betriebe am einfachsten als 
lebendige Einheiten erhalten und als solche 
in private Hand übertragen werden. 

§ 3 

bestimmt, daß die Abwicklung (Liquidation) 
nach den allgemeinen Vorschriften des deut- 
schen Rechts durchzuführen ist, soweit dieses 
Gesetz nicht im einzelnen etwas anderes vor- 
schreibt. Die Anwendung der deutschen han- 
delsrechtlichen Vorschriften bürgt dafür, daß 
die Abwicklung und Verwertung des ehemali- 
gen reichseigenen Filmvermögens in einer den 
deutschen Verhältnissen entsprechenden Weise 
stattfinden kann. 
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§4 Absatz 1 

begründet das Recht der Bundesregierung, die 
Abwickler der unter das Gesetz fallenden Ge- 
sellschaften zu bestellen. Diese Befugnis wird 
der Bundesregierung mit Rücksicht darauf 
eingeräumt, daß das ehemals reichseigene Film- 
vermögen nach Artikel 134 des Grundgesetzes 
Bundesvermögen geworden ist. 

Absatz 2 

überträgt dem für die Ufa-Film GmbH. (Ufi) 
zu bestellenden Abwickler die Verwaltung 
und Verwertung der früher reichseigenen Film- 
vcrmogenswerte, die nicht einer unter dieses 
Gesetz fallenden Gesellschaft gehört haben. 
Damit ist vor allem für die bereits in der Be- 
gründung zu § 1 erwähnten Vermögenswerte, 
che unmittelbar dem Reich gehört haben, ein 
Abwickler vorhanden, ohne daß für diese ein- 
zelnen Werte jeweils ein besonderer Abwickler 
bestellt werden müßte. 

§5 Absatz 1 

Zur Leitung und Überwachung der Abwick- 
lung wird ein Beirat gebildet, der aus insge- 
samt 12 Personen bestehen soll. Die Zu- 
sammensetzung dieses Beirats entspricht im 
wesentlichen derjenigen des bereits bestehen- 
den Deutschen Beratenden Ausschusses für die 
Reorganisation der Filmwirtschaft, der auf 
Grund eines Ersuchens der Alliierten Hohen 
Kommission vom 5. September 1950 gebildet 
worden ist, um gegenüber dem alliierten Aus- 
schuß für die Reorganisation der Filmwirt- 
schaft (FRC) Gutachten und Meinungsäuße- 
rungen abzugeben und den deutschen Stand- 
punkt zur Geltung zu bringen. Die Über- 
leitung dieses Ausschusses in den künftigen 
Beirat erscheint zweckmäßig, um die bei der 
bisherigen Arbeit gewonnenen Kenntnisse der 
Mitglieder dieses Ausschusses für die Tätigkeit 
des Beirats nutzbar zu machen und den zeit- 
lichen und sachlichen Zusammenhang der Ar- 
beiten an der Abwicklung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens zu sichern. Mit 
Rücksicht auf die berechtigten Interessen der 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge bei der 
Verwertung des ehemaligen reichseigenen Film- 
vermögens, auf die auch in § 7 Absatz 6 hin- 
gewiesen ist, soll zusätzlich ein Vertreter des 
Bundesministeriums für Vertriebene in den 
Beirat aufgenommen werden. Der Beirat wird 
daher aus insgesamt 12 Mitgliedern bestehen, 
und zwar je einem Vertreter der Bundes- 


ministerien der Finanzen, für Wirtschaft, des 
Innern und für Vertriebene, je einem Vertre- 
ter der Länderregierungen von Bayern, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen, sowie — mit be- 
ratender Stimme — je einem Vertreter von 
Westberlin, drei Vertretern der Filmwirtschaft 
und einem Vertreter der Gewerkschaften. 
Diese Zusammensetzung des Ausschusses be- 
ruht auf der Erwägung, daß zwar der Bund 
nach Artikel 134 des Grundgesetzes alleiniger 
Eigentümer des ehemals reichseigenen Film- 
vermögens ist, daß es aber mit Rücksicht auf 
den bundesstaatlichen Aufbau der Bundes- 
republik angemessen erscheint, Vertretern der- 
jenigen Länder, in denen sich die größten 
Teile des ehemaligen reichseigenen Filmver- 
mögens befinden, Sitz und Stimme im Beirat 
zu gewähren. Der Vertreter der Stadt Berlin, 
in deren Gebiet das Gesetz nicht gilt, sowie 
je ein Vertreter der wichtigsten Sparten der 
Filmwirtschaft (Produktion, Verleih, Theater- 
besitz) und schließlich ein Vertreter der Ge- 
werkschaften sollen an den Beratungen und 
Verhandlungen des Beirats in vollem Umfange 
teilnehmen, bei etwaigen Abstimmungen aller- 
dings nur beratende Stimme haben. Diese Ein- 
schränkung erklärt sich aus der in §6 Absatz 2 
vorgesehenen Stellung des Beirats, der nicht 
nur ein Aufsichtsorgan sein, sondern auch die 
Befugnisse der Hauptversammlungen oder 
Gesellschafter-Versammlungen der aufgelösten 
Gesellschaften ausüben soll, in denen der Bund 
als alleiniger Anteilseigner normalerweise alle 
notwendigen Beschlüsse allein fassen könnte. 
Die in § 5 Absatz 1 vorgesehene Zusammen- 
setzung des Beirats enthält daher bereits einen 
freiwilligen Verzicht des Bundes auf ihm ge- 
setzlich zustehende Rechte, die ihm nicht mehr 
eine qualifizierte, sondern nur noch eine ein- 
fache Mehrheit lassen. Dabei . ist noch nicht 
einmal berücksichtigt, daß die in den Beirat 
zu entsendenden Vertreter der Bundesmini- 
sterien keineswegs eine einheitliche Gruppe 
bilden, sondern auf Grund der für ihre Ge- 
schäftsbereiche bestimmenden Erwägungen 
vielfach verschiedene Ansichten vertreten wer- 
den. Nach den Erfahrungen, die bei der bis- 
herigen Tätigkeit des Deutschen Beratenden 
Ausschusses für die Reorganisation der Film- 
wirtschaft gemacht worden sind, wird im 
übrigen kaum mit förmlichen Abstimmungen 
zu rechnen sein. Vielmehr ist zu erwarten, daß 
die schon jetzt bestehende vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit in diesem Ausschuß sich im Bei- 
rat fortsetzen und in allen Fällen zu einer 
einheitlichen Meinungsbildung führen wird, 
eo daß die Stellung der beratenden Mitglieder 
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nicht etwa als eine Stellung minderen Rechts 
erscheinen wird. Eine Erhöhung der Zahl der 
vom Bund in den Beirat zu entsendenden Mit- 
glieder wäre kein geeigneter Ausweg, da die 
Bildung eines zahlenmäßig zu großen Gre- 
miums die Arbeits- und Beschlußfähigkeit des 
Beirats zu sehr erschweren würde. 


Absatz 2 

beschränkt sich auf einige Grundsätze über 
die Beschlußfähigkeit und Geschäftsführung 
des Beirats, dem es im übrigen überlassen 
bleibt, seine Geschäftsordnung selbst zu regeln. 


§ 6 

regelt die Aufgaben des Beirats im einzelnen 
und überträgt ihm — wie bereits in der Be- 
gründung zu § 5 Absatz 1 ausgeführt ist — 
die Ausübung der Rechte, die den verschie- 
denen Gesellschaftsorganen der aufgelösten 
Gesellschaften zustanden. Durch die Befugnis, 
nicht nur allgemeine Richtlinien für die Ab- 
wicklung, Verwaltung und Verwertung auf- 
zustellen und ihre Einhaltung durch die Ab- 
wickler zu überwachen, sondern den Abwick- 
lern auch für Einzelfälle Weisungen zu 
erteilen, ist der Beirat in der Lage, eine den 
Zwecken des Gesetzes entsprechende Verwen- 
dung des ehemaligen reichseigenen Filmver- 
mögens sicherzustellen. Demselben Zweck 
dient das in Absatz 5 vorgesehene Weisungs- 
recht gegenüber den nicht aufgelösten Gesell- 
schaften, die als lebendige Betriebe veräußert 
werden sollen. Die in Absatz 4 vorgesehene 
Möglichkeit, die Abwickler für einzelne Ab- 
wicklungsgeschäfte von dem Verbot der 
Doppel Vertretung nach bürgerlichem Recht zu 
befreien, dient der Vereinfachung der Ab- 
wicklung in solchen Fällen, in denen eine Per- 
son als Abwickler für mehrere Gesellschaften 
bestellt worden ist, zwischen denen im Zuge 
der Abwicklung Geschäfte durchzuführen sind. 
Der Beirat ist nicht befugt, Abwickler von 
dem genannten bürgerlich-rechtlichen Verbot 
in solchen Fällen zu befreien, in denen sie 
etwa als Abwickler und zugleich im eigenen 
Namen handeln wollten, da in solchen Fällen 
regelmäßig eine Interessenkollision bestehen 
würde. 

Auf Grund von Absatz 4 Sätze 2 und 3 ist es 

möglich, unter Wahrung der den Gläubigern 
zustchenden Rechte Filme von besonderem 


kulturhistorischem Wert oder staatspoliti- 
schem Interesse, z. B. Kulturfilme über Land- 
schaften des deutschen Ostens, für den Bund 
oder die Länder zu erhalten. 

Unter den nach Absatz 6 aufzuteilenden 
Kosten der Abwicklung, die nicht den ein- 
zelnen Gesellschaften zur Last fallen, sind die 
Generalunkosten der Abwicklung zu ver- 
stehen, die sich nicht auf die einzelnen Gesell- 
schaften beziehen. 

§7 Absatz 1 

ordnet an, daß das Vermögen grundsätzlich 
im Wege der öffentlichen Versteigerung zu 
verwerten ist, damit ein möglichst weiter Kreis 
von Bietern sich um den Erwerb der Ver- 
mögenswerte bemühen kann. Aus dem gleichen 
Grunde sollen Gegenstand, Ort und Zeit der 
Versteigerung mindestens zwei Monate vor 
dem Versteigerungstermin nicht nur im 
Bundesanzeiger, sondern auch in geeigneten 
Tageszeitungen und Fachzeitschriften bekannt- 
gemacht werden. Die Einzelheiten wird der 
Beirat auf Grund von § 7 Absatz 1 zu regeln 
haben. 

Das inden Absätzen 2 und 3 vorgesehene Verfah- 
ren soll solche Personen, die nach § 8 vom Erwerb 
ehemaligen reichseigenen Filmvermögens aus- 
geschlossen sind, schon an der Teilnahme an 
der Versteigerung hindern. Über die Zulassung 
zur Versteigerung entscheidet der Beirat, der 
die Zulassung nur versagen darf, wenn auf 
Grund von Tatsachen die Annahme berechtigt 
ist, daß ein Erwerb durch den Bieter den in 
5 1 des Gesetzes bezeichneten Zweck der Ent- 
flechtung erheblich gefährden würde. Die Zu- 
lässigkeit einer derartigen Anordnung folgt 
daraus, daß der Eigentümer der zu veräußern- 
den Vermögenswerte darüber entscheiden 
kann, wem er diese Werte übertragen will. 

A b s a t z 4 

soll eine unwirtschaftliche Verschleuderung 
der zu versteigernden Vermögenswerte ver- 
hindern. 

A b s a t z 5 

gestattet dem Beirat, die Verwertung im Wege 
des freihändigen Verkaufs anzuordnen, was 
zweckmäßig sein kann, um wirtschaftlich 
lebensfähige und wettbewerbsfähige Unter- 
nehmen zu erhalten oder neu zu schaffen. 
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Absatz 6 

Bei der freihändigen Verwertung sollen die 
berechtigten Interessen der Heimatvertrie- 
benen und Flüchtlinge angemessen berück- 
sichtigt werden. Die Einhaltung dieser Vor- 
schrift hat der Beirat nach § 6 Absatz 1 zu 
überwachen. 


§ 8 

schließt die öffentliche Hand und die poli- 
tischen Parteien vom Erwerb ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens aus, weil ihre 
Tätigkeit in der Filmwirtschaft dem Zweck 
des Gesetzes zuwiderlaufen würde, eine de- 
zentralisierte, private, unpolitische Filmwirt- 
schaft in der Bundesrepublik zu schaffen. Der 
Ausschluß von Personen, die auf Grund der 
Vorschriften über die Befreiung vom Natio- 
nalsozialismus und Militarismus im Erwerb 
von Vermögen beschränkt sind, steht im Ein- 
klang mit Artikel 139 des Grundgesetzes. 
Schließlich sind — um Umgehungen des Ge- 
setzes entgegenzuwirken — juristische Per- 
sonen und Personenvereinigungen vom Er- 
werbe ausgeschlossen, bei denen maßgebende 
Beteiligungen solcher Personen bestehen, die 
auf Grund der vorher genannten Vorschriften 
selbst keine ehemals reichseigenen Filmver- 
mögenswerte erwerben dürften. 


§ 9 

schreibt in den Absätzen 1 und 2 Beschrän- 
kungen für den Erwerb ehemals reichseigenen 
Filmvermögens vor, die teils dem Zweck des 
Gesetzes entsprechen, eine übermäßige Zu- 
sammenballung wirtschaftlicher Macht in der 
Filmwirtschaft zu vermeiden, teils einer Über- 
fremdung der deutschen Filmwirtschaft Vor- 
beugen sollen. Die im Absatz 3 vorgesehene 
Verpflichtung desjenigen, der Rechte an den 
ehemals der Bavaria-Filmkunst GmbH, ge- 
hörenden Filmateliers erwirbt, ihm etwa zu- 
stehende Eigentums- oder Anteilsrechte an 
anderen Filmateliers in Deutschland zu ver- 
äußern, soll die Entstehung einer übermäßigen 
Machtzusammenballung in der Filmproduk- 
tion verhindern. 

§ io 

dehnt den Begriff des Erwerbs im Sinne des 
Gesetzes auf den mittelbaren Erwerb durch 


im eigenen Namen auftretende Personen aus, 
um Versuchen zur Umgehung des Gesetzes 
entgegenzutreten. 

§11 Absatz 1 

zieht die bürgerlich-rechtlichen Folgerungen 
aus den in den vorhergehenden Vorschriften 
enthaltenen Verboten und Erwerbsbeschrän- 
kungen, indem er grundsätzlich Rechts- 
geschäfte, die gegen diese Vorschriften ver- 
stoßen, für nichtig erklärt. 

Absatz 2 

erstreckt diese Verbote auf die Weiterver- 
äußerung, während 

Absatz 3 

die Anwendung der Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über den gutgläubigen Erwerb 
vom Nichtberechtigten vorsieht. Diese Vor- 
schriften wirken nur zugunsten solcher Per- 
sonen, die nicht durch die §§ 8, 9 dieses Ge- 
setzes vom Erwerbe ehemaligen reichseigenen 
Filmvermögens ausgeschlossen sind. Veräuße- 
rungen an Personen, auf die die Bestimmungen 
der §§ 8, 9 zutreffen, sind nach § 11 Ab- 
sätze 1 und 2 in allen Fallen nichtig. 


stellt klar, daß von den Alliierten gesetztes 
Recht, das zum Teil weitergehende Beschrän- 
kungen für den Erwerb, Besitz oder Betrieb 
von Filmvermögen enthält, unberührt bleibt. 
In Artikel 7 Absatz 5 des Gesetzes Nr. 32 
der Alliierten Hohen Kommission ist vorge 
sehen, daß jemand, der den Vorschriften des 
Gesetzes Nr. 32 unterworfenes Vermögen er- 
wirbt, abweichend von den Vorschriften der 
sogenannten Monopol-Anordnung Nr. 1 wäh- 
rend einer Übergangszeit von vier Monaten 
sich auf zwei Gebieten der Filmwirtschaft be- 
tätigen darf. Das vorliegende Gesetz kann 
eine solche Ausnahme von den Vorschriften 
der sogenannten Monopol- Anordnung Nr. 1 
nicht vorsehen, weil der deutsche Gesetzgeber 
nicht befugt ist, von den Alliierten gesetztes 
Recht zu ändern. Der deutsche Gesetzgeber 
muß es vielmehr dem alliierten Gesetzgeber 
überlassen, bei der Ablösung des Gesetzes 
Nr. 32 der Alliierten Hohen Kommission 
durch das vorliegende Gesetz die zur Abwick- 
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lung des ehemaligen reichseigenen Filmver- 
mögens erwünschte Ausnahme von den Ver- 
boten der sogenannten Monopol-Anordnung 
Nr. 1, die jetzt in Artikel 7 Absatz 5 des 
Gesetzes Nr, 32 enthalten ist, in anderer Form 
aufrechtzuerhalten. Auf diese Ergänzung be- 
zieht sich der letzte Halbsatz der Vorschrift. 


§13 Absatz 1 

enthält Vorschriften über den Aufruf der 
Gläubiger der aufgelösten Gesellschaften, die 
sich eng an die allgemeinen Vorschriften des 
Handelsrechts anschließen und zur Klarstel- 
lung des Vermögensstandes notwendig sind. 


Absatz 2 

dient der Klarstellung, indem er — im Ein- 
klang mit den allgemeinen Grundsätzen des 
deutschen Liquidationsrechts — ausdrücklich 
bestimmt, daß die Abwickler das Vermögen 
der aufgelösten Gesellschaften ohne Rücksicht 
auf die für den Gläubigeraufruf laufenden 
Fristen zu verwerten haben. Selbstverständ- 
lich dürfen die Abwickler den Erlös, den sie 
bei der Abwicklung erzielen, nicht verteilen, 
bevor die bekannten Gläubiger befriedigt 
sind oder ihnen Sicherheit geleistet worden ist. 


Absatz 3 

soll der Klarstellung des Vermögensstandes 
dienen, indem er Gläubiger, deren Ansprüche 
der Abwickler bestreitet, ausschließt, wenn sie 
nicht ihre Ansprüche binnen sechs Monaten 
gerichtlich gegen den Abwickler geltend 
machen. 


§14 Absatz 1 

soll eine durch ein Vorgehen einzelner Gläu- 
biger nicht beeinträchtigte Feststellung des 
Vermögensstandes ermöglichen, indem er den 
aufgelösten Gesellschaften das Recht gibt, die 
Erfüllung gegen sie gerichteter Vermögens- 
ansprüche bis zum Ablauf eines Jahres seit der 
dritten Bekanntmachung des Gläubigeraufrufs 
zu verweigern. Bei Gesellschaften, die auf 
Grund von § 2 Absatz 2 Satz 2 ausnahms- 
weise nicht aufgelöst werden, beginnt die 
Jahresfrist mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes. Die Frist ist bei diesen Gesellschaften 


daher kürzer als bei den aufgelösten Gesell- 
schaften, was dadurch gerechtfertigt wird, 
daß sie als lebende Einheiten bestehen 
bleiben. Anhängige Zwangsvollstreckungen 
sind einstweilen einzustellen. Diese die 
Zahlungsfrist aufschiebenden Vorschriften 
hindern die Abwickler nicht daran, das Ver- 
mögen der aufgelösten Gesellschaften zu ver- , 
werten, verpflichten sie aber gegenüber be- 
kannten Gläubigern, den geschuldeten Betrag 
zu hinterlegen oder für ihn in anderer Weise 
Sicherheit zu leisten. 


Absatz 2 

schreibt vor, daß nach dem 8. Mai 1945 ent- 
standene Ansprüche aus den diesem Gesetz 
unterliegenden Vermögenswerten nur insoweit 
zu befriedigen sind, als sie aus Rechtsgeschäf- 
ten, Rechtshandlungen oder unerlaubten 
Handlungen eines im Gebiet der Bundesrepu- 
blik bestellten Treuhänders herrühren, oder 
als im Gebiet der Bundesrepublik eine un- 
gerechtfertigte Bereidierung in bezug auf die 
diesem Gesetz unterliegenden Vermögenswerte 
entstanden ist. Diese Vorschrift soll verhüten, 
daß im Gebiet der Bundesrepublik befindliche 
Werte des ehemals reichseigenen Filmver- 
mögens zur Befriedigung von Ansprüchen 
herangezogen werden, die aus Vorgängen in 
der sowjetischen Besatzungszone herrühren. 
Etwaige Leistungen an Gläubiger, die ihren 
Sitz in der sowjetischen Besatzungszone haben, 
richten sich im übrigen nach den allgemeinen 
Vorschriften, so daß derartigen Gläubigern 
etw r a zustehende Beträge auf ein Sperrkonto 
im Bundesgebiet einzuzahlen wären. 


§ 15 

trägt dem Umstand Rechnung, daß das ehe- 
malige reichseigene Filmvermögen nach Ar- 
tikel 134 des Grundgesetzes Bundeseigentum 
geworden ist, indem er vorsieht, daß der nach 
der Berichtigung der Schulden verbleibende 
Abwicklungserlös, soweit er nicht auf Be- 
tdligungsrechte anderer Gesellschafter als des 
Reiches entfällt, an den Bund abzuführen ist. 
Eine Ausnahme gilt nur für den nach der 
Abwicklung der Ufatreu-Gefolgschaftshilfe 
GmbH, verbleibenden Erlös, der entsprechend 
der Satzung dieser Gesellschaft für die im 
§ 15 Satz 2 genannten wohltätigen Zw r ecke 
zu verwenden ist. 
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§ 16 

halt die Vorschriften über die Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände an Opfer 
der nationalsozialistischen Unterdrückungs- 
maßnahmen ausdrücklich aufrecht. 

§ 17 

erkennt im Interesse der allgemeinen Rechts- 
sicherheit rechtsgeschäftliche Verfügungen, die 
auf Grund der bisher geltenden Vorschriften 
rechtswirksam getroffen worden sind, aus- 
drücklich als gültig an. 

§ 18 

bestimmt, daß mit einer Geldbuße belegt wer- 
den kann, wer schuldhaft die für die Zu- 
lassung zur Versteigerung notwendige Erklä- 


rung wahrheitswidrig abgibt oder gegen in 
diesem Gesetz enthaltene Erwerbsverbote und 
Erwerbsbeschränkungen verstößt. Für das 
Verfahren gelten die Vorschriften des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes. 

§ 19 

ordnet an, daß juristische Personen und Per- 
scnenvereinigungen neben ihren Vertretern 
für Geldbußen und Verfahrenskosten nach 
§18 haften. 

§ 20 

ermächtigt die Bundesregierung, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen in den im einzelnen auf- 
gezählten Fällen zu erlassen. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 23. November 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 7. November 1951 — 6 — 
61014 — 2070/51 II beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 73. Sitzung am 23. November 1951 gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen reichseigenen 
Filmvermögens 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. 


Kopf 
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Anlage 3 


B e t r. : Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung und Entflechtung des 
ehemaligen reichseigenen Filmvermögens 


1. Die Einleitungsformel lautet: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen:“ 

Begründung: 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates gemäß Artikel 134 Absatz 4 
des Grundgesetzes. 

2. a) § 5 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 

Fassung: 

„Es wird ein Beirat gebildet, dem 
je ein Vertreter der Bundesministerien 
der Finanzen, für Wirtschaft, des 
Innern und für Vertriebene mit je 
2 Stimmen, 

je ein Vertreter der Länderregierun- 
gen von Bayern, Hessen und Nord- 
rhein-Westfalen, 

drei Vertreter der Filmwirtschaft, 
ein Vertreter der Gewerkschaften, 
außerdem mit beratender Stimme ein 
Vertreter des Landes Berlin und zwei 
weitere vom Bundesrat zu bestellende 
Vertreter der Länder angehören.“ 

b) § 5 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Er ist beschlußfähig, wenn Mit- 
glieder mit mindestens 9 Stimmen 
anwesend sind.“ 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, den Vertretern 
der Filmwirtschaft und der Gewerk- 
schaften Stimmrecht im Beirat zu geben 
und sie nicht nur auf die Beratung zu be- 
schränken. Um das Verhältnis der öffent- 
lichen Hand zur Wirtschaft und zu den 
Gewerkschaften zu wahren, sollen die 
Vertreter der bezeichneten Bundesmini- 
sterien doppeltes Stimmrecht erhalten. Im 
Hinblick auf die Aufgaben des Beirates, 


insbesondere nach § 6 Absatz 4 Satz 2 er- 
scheint es ferner notwendig, auch die für 
die Kulturpolitik verantwortlichen Ver- 
waltungen im Beirat zu beteiligen. Um 
hierfür Raum zu geben, soll die Zahl der 
zu beratenden Mitglieder um zwei vom 
Bundesrat zu bestellende Mitglieder er- 
weitert werden, wobei davon ausgegangen 
wird, daß diese Mitglieder vom Bundes- 
ratsausschuß für Kulturpolitik vorge- 
schlagen werden. 

3. In § 6 wird aus redaktionellen Gründen 
Absatz 1 Absatz 6, die Absätze 2 bis 6 
werden Absätze 1 bis 5. 

4. In § 15 Satz 1 werden hinter dem letzten 
Wort („abzuführen“) angefügt die Worte 
„und für die Förderung der Filmwirtschaft 
zu verwenden“. 

Begründung: 

Eine Zweckbindung der aus der Ab- 
wicklung aufkommenden Mittel erscheint 
geboten, um in jedem Fall zu sichern, daß 
der ohnehin finanzschwachen Filmwirt- 
schaft das notwendige Kapital in jedem 
möglichen Umfange zugeführt wird. Die 
Zweckbindung läßt sich unter haushalts- 
rechtlichen Gesichtspunkten um so eher 
verantworten, als es sich um außerordent- 
liche einmalige Einnahmen handelt. 

5. Als § 20 a wird folgende Bestimmung ein- 
gefügt: 

»$ 20 a 

Dieses Gesetz und die dazu ergan- 
genen Rechtsverordnungen und Durch- 
führungsvorschriften gelten auch im 
Lande Berlin, sobald das Land Berlin 
die Anwendung des Gesetzes be- 
schlossen hat.“ 

Begründung: 

Es handelt sich um die übliche Berlin- 
Klausel. 
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